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Weisung vom Staatssekretariat für Berufsausbildung 
erlassen. Die Zusammenfassung des Planes der Berufs­
ausbildung der volkseigenen und der ihr gleichgestell­
ten Wirtschaft sowie der sonstigen Institutionen und 
die Kennziffern für die private Wirtschaft ist bis zum
20. F e b r u a r  1954 an die Plankommissionen bei den 
Räten der Kreise und an die Räte der Bezirke, Ab­
teilung Arbeit und Berufsausbildung, zur Organisierung 
und Durchführung des innerbezirklichen Ausgleichs 
weiterzuleiten.

§ 5
Die Räte der Kreise, Abteilung Volksbildung, haben 

die Anzahl der Grundschulabgänger des Jahres 1954 
der Abteilung Arbeit und Berufsausbildung bis zum 
31. J a n u a r  1954 bekanntzugeben.

Aufgaben der Räte der Bezirke

§ 6
Die Räte der Bezirke, Abteilung Arbeit und Berufs­

ausbildung, bereiten in der gleichen Form wie die Räte 
der Kreise die Zusammenfassungen des Planes der 
Berufsausbildung auf und übergeben bis zum
15. M ä r z  1954 je ein Exemplar an die Plankommis­
sion bei den Räten der Bezirke und an das Staats­
sekretariat für Berufsausbildung zur Durchführung des 
überbezirklichen Ausgleiches.

§7
Der Bedarf an Standardformblättern 0201 ist von den 

Ministerien, Staatssekretariaten und Räten der Bezirke 
sofort beim Vordruck-Leitverlag Berlin, Berlin-Hohen­
schönhausen, Berliner Straße 69, anzumelden und ab­
zufordern.

Die Ministerien, Staatssekretariate, zentralen Dienst­
stellen und Räte der Bezirke sind für die rechtzeitige 
Zuleitung der Formblätter an die ihnen unterstellten 
Betriebe verantwortlich.

Berlin, den 30. Dezember 1953

Staatssekretariat 
für Berufsausbildung Staatliche Plankommission

W l e ß n e r  K e r b e r
Staatssekretär Stellvertreter

des Vorsitzenden

Anordnung
über die Durchführung des Planes der Berufs­

ausbildung 1954

Vom 30. Dezember 1953

Der Aufbau unserer Friedenswirtschaft zur weiteren 
Verbesserung der Lebenslage der Bevölkerung be­
nötigt gut ausgebildete Facharbeiter. Der Plan der Be­
rufsausbildung sieht vor, für alle Jugendlichen, die das 
Ziel der 8. Klasse der Grundschule erreichten, und für 
die Jugendlichen der 7. und 8. Klasse der Grundschule, 
die 1953 keine Lehrstelle erhielten, Ausbildungsplätze 
bereitzustellen. Auch mit jungen Abiturienten der 
Oberschulen, die nicht immatrikuliert werden können 
und einen Facharbeiterberuf erlernen wollen, sind 
Ausbildungsverträge abzuschließen. Die richtige Lösung 
dieser Aufgabe ist für die Erfüllung des Völkswirt- 
schaft6planes 1954 von großer Bedeutung, denn die be­
rufliche Ausbildung der Jugendlichen sichert den Fach­

arbeiterbedarf für die kommenden Jahre. Durch den 
neuen Kurs der Regierung der Deutschen Demokra­
tischen Republik und den Erfahrungen der letzten Jahre 
wird die Werbung nach Schwerpunkten aufgehoben. 
Diese Maßnahme kann nur erfolgreich wirken, wenn 
die Aufklärung und Werbung für die volkswirtschaft­
lich wichtigsten Berufe verstärkt wird. Nach wie vor 
kommt es darauf an, daß die wichtigsten Betriebe 
unserer volkseigenen und ihr gleichgestellten Wirtschaft 
die besten Jugendlichen zur Aufnahme in ein Aus­
bildungsverhältnis bekommen.

Von besonderer Bedeutung ist darum die Mitarbeit 
der Grundschulen. Die Aufklärung der Schulabgänger 
durch die Direktoren, Klassenleiter, Pionierleiter und 
Elternbeiräte trägt dazu bei, die Berufsfindung der 
Jugendlichen entsprechend dem Plan der Berufs­
ausbildung zu unterstützen. Nur eine gute Zusammen­
arbeit zwischen Grundschule und Betrieb sichert den 
Erfolg.

Die demokratischen Massenorganisationen werden 
aufgerufen, zur Erfüllung des Planes der Berufs­
ausbildung beizutragen und die Masseninitiative der 
Bevölkerung zu entwickeln, die zur Erfüllung des 
Planes der Berufsausbildung vorhanden sein muß. Auf 
Grund des Gesetzes vom 8. Februar 1950 über die Teil­
nahme der Jugend am Aufbau der Deutschen Demo­
kratischen Republik und die Förderung der Jugend in 
Schule und Beruf, bei Sport und Erholung (GBl. S. 95) 
und des Volkswirtschaftsplanes 1954 wird im Einver­
nehmen mit den zuständigen Ministerien und Staats- 
Sekretariaten im einzelnen folgendes angeordnet:

§ 1
Termin der Planerfüllung

Der Abschluß der Berufsausbildungsverträge für die 
im Plan der Berufsausbildung 1954 festgelegten Berufe 
hat bis zum „Tag des einheitlichen Lehrbeginns“, dem
1. September 1954, zu erfolgen. Die Erfüllung dieses 
Termins ist die Voraussetzung für den planmäßigen 
Beginn des Lehrjahres in den Berufsschulen und Be­
trieben sowie für den gleichmäßigen Verlauf der 
theoretischen und praktischen. Berufsausbildung.

,§ 2
Beginn der Werbung

Der Abschluß von Berufsausbildungsverträgen be­
ginnt für alle Lehrberufe der volkseigenen und der ihr 
gleichgestellten sowie der privaten Wirtschaft ab
2. Januar 1954. Volkseigene und ihnen gleichgestellte 
Betriebe haben ihre Verpflichtungen zur Erfüllung des 
Planes der Berufsausbildung festzulegen und in den 
Betriebskollektivvertrag aufzunehmen. Für die Be­
triebe der privaten Wirtschaft sind die Handwerks­
und Industrie- und Handelskammern in gleicher Weise 
verantwortlich.

§ 3
Aufgaben der Ministerien und Staatssekretariate

(1) Die Ministerien und Staatssekretariate sind für 
die Erfüllung des Planteils der Berufsausbildung inner­
halb ihres Zuständigkeitsbereiches verantwortlich. Zur 
Erfüllung des Planes der Berufsausbildung ist von ihnen 
ein Arbeitsplan auszuarbeiten. Der Arbeitsplan ist auf 
der Grundlage dieser Anordnung und der Richtlinien


